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Anhang II: REFIT-Initiativen
1
 

Nr. Bezeichnung Beschreibung
2
 

Neue Impulse für Arbeitsplätze, Wachstum und Investitionen 

1.  Folgemaßnahmen zur Eignungsprüfung in 

Bezug auf Umweltüberwachung und -

berichterstattung 

Initiative zur Straffung der Anforderungen, die sich aus der Eignungsprüfung in Bezug auf 

Umweltüberwachung und -berichterstattung ergeben (Art. 95, 175 und 192 AEUV, Q1/2018) 

Ein vernetzter digitaler Binnenmarkt 

2.  Informationen des öffentlichen Sektors Im Zuge der Überarbeitung der Richtlinie 2013/37/EU über die Weiterverwendung von Informationen des 

öffentlichen Sektors kann der Zugang zu derartigen Daten zum Nutzen der Gesellschaft, zur Verringerung 

der Regulierungskosten und zur Vereinfachung der bestehenden Rechtsvorschriften erleichtert werden 

(legislativ, einschließlich Folgenabschätzung, Art. 114 AEUV, Q2/2018). 

                                                            
1 Ergänzend zur Aufstellung der neuen Initiativen in Anhang I sind in diesem Anhang Rechtsetzungsinitiativen aufgeführt, die 2018 im Rahmen des REFIT-Programms 

angenommen werden sollen. 
2 Im Einklang mit der Interinstitutionellen Vereinbarung über bessere Rechtsetzung stellt die Kommission in diesem Anhang – soweit verfügbar – weitere Informationen zu 

den in ihrem Arbeitsprogramm enthaltenen Initiativen bereit. Bei den in der Beschreibung der einzelnen Initiativen in Klammern aufgeführten Angaben handelt es sich um 

vorläufige Angaben, die sich im Laufe des Vorbereitungsprozesses und insbesondere infolge der Ergebnisse einer Folgenabschätzung noch ändern können. 
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Nr. Bezeichnung Beschreibung
2
 

Eine robuste Energieunion mit einer zukunftsorientierten Klimaschutzpolitik  

3.  Überarbeitung des Fischereikontrollsystems Im Rahmen dieser Initiative soll der gegenwärtige Rechtsrahmen (Verordnung (EG) Nr. 1224/2009 des Rates, 

Verordnung (EG) Nr. 768/2005 des Rates, Verordnung (EG) Nr. 1005/2008 des Rates) auf der Grundlage der 

Ergebnisse der Evaluierung (SWD(2017)134 final) vereinfacht und wirksamer gemacht werden, u. a. durch 

Straffung der Vorschriften, Harmonisierung des Katalogs der schweren Verstöße, Verringerung des 

Verwaltungsaufwands und Förderung der Verwendung einheitlicher IT-Instrumente. Diese Initiative geht auf 

eine Stellungnahme der REFIT-Plattform zurück (legislativ, einschließlich Folgenabschätzung, Art. 43 AEUV, 

Q2/2018). 

Ein vertiefter und fairerer Binnenmarkt mit gestärkter industrieller Basis 

4.  Anerkennung elektronischer Frachtpapiere 

durch Behörden und/oder Geschäftspartner 

Durch die Förderung der Anerkennung elektronischer Frachtpapiere und deren breitere Verwendung durch 

Frachtführer sollen die Möglichkeiten der Digitalisierung im Verkehrssektor besser genutzt werden 

(legislativ, einschließlich Folgenabschätzung, Art. 91 AEUV, Q2/2018). 

5.  Initiative „einziges Fenster“ im Seeverkehr Überarbeitung der Richtlinie 2010/65/EU über Meldeformalitäten für Schiffe beim Einlaufen in und/oder 

Auslaufen aus Häfen der Mitgliedstaaten (legislativ, einschließlich Folgenabschätzung, Art. 100 Abs. 2 AEUV, 

Q2/2018) 

6.  TEN-V-Investitionen Verordnung zur Straffung der Maßnahmen für eine raschere Durchführung der Vorhaben von 

gemeinsamem Interesse im transeuropäischen Verkehrsnetz (legislativ, einschließlich Folgenabschätzung, 

Art. 171-172 AEUV, Q1/2018) 

7.  Allgemeines Verbrauchsteuersystem
3
 Überarbeitung der Richtlinie 2008/118/EG zum Zwecke der Angleichung und der Gewährleistung von 

Kohärenz zwischen den Zoll- und Verbrauchsteuervorschriften, der Erhöhung der Rechtssicherheit und der 

Sicherstellung der einheitlichen Anwendung des EU-Rechts (legislativ, einschließlich Folgenabschätzung, 

Art. 113 AEUV, Q1/2018) 

                                                            
3 Das allgemeine Verbrauchsteuersystem wurde bereits in Anhang II des Arbeitsprogramms der Kommission 2017 genannt. 
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Nr. Bezeichnung Beschreibung
2
 

Ein auf gegenseitigem Vertrauen basierender Raum des Rechts und der Grundrechte  

8.  Neue Rahmenbedingungen für die 

Verbraucher 

Gezielte Überarbeitung der EU-Richtlinien zum Verbraucherschutz auf der Grundlage der Eignungsprüfung 

zu den EU-Rechtsvorschriften über Werbung und Verbraucherschutz, die am 23. Mai 2017 abgeschlossen 

wurde; Initiative zur Verbesserung der Koordinierung und für wirksame Maßnahmen nationaler 

Verbraucherbehörden auf EU-Ebene sowie zur Stärkung der öffentlichen Durchsetzungsmaßnahmen und des 

Schutzes der Verbraucherrechte (legislativ, einschließlich Folgenabschätzung, Art. 114 AEUV, Q1/2018)  

9.  Ausweisdokumente und Aufenthaltstitel Rechtsetzungsinitiative zur Verbesserung der Sicherheit der Ausweisdokumente und Aufenthaltstitel von EU-

Bürgern und ihren Familienangehörigen aus Drittstaaten; diese Initiative geht auf eine Stellungnahme der 

REFIT-Plattform zurück (legislativ, einschließlich Folgenabschätzung, Art. 21 und/oder Art. 77 Abs. 3 AEUV, 

Q2/2018). 

10.  Überarbeitung der Verordnung über die 

Zustellung von Schriftstücken 

 

Überarbeitung der Verordnung (EG) Nr. 1393/2007 über die Zustellung gerichtlicher und außergerichtlicher 

Schriftstücke in Zivil- oder Handelssachen in den Mitgliedstaaten („Zustellung von Schriftstücken“) 

(legislativ, einschließlich Folgenabschätzung, Art. 81 Abs. 2 AEUV, Q2/2018) 

11.  Überarbeitung der Verordnung über die 

Beweisaufnahme 

Überarbeitung der Verordnung (EG) Nr. 1206/2001 über die Beweisaufnahme (legislativ, einschließlich 

Folgenabschätzung, Art. 81 Abs. 2 AEUV, Q2/2018) 

12.  Rückkehrausweise Überarbeitung des Vorschlags für eine Richtlinie des Rates zur Ersetzung des Beschlusses zur Ausarbeitung 

eines Rückkehrausweises (legislativ, einschließlich Folgenabschätzung, Art. 23 AEUV, Q2/2018) 
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